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NFA: Zuger bringt Stein ins Rollen
Finanzausgleich Der 
Zuger Ständerat Joachim Eder 
will beim nationalen Finanz­
ausgleich (NFA) eine Ober­
grenze einführen. Gestern 
errang er einen strategischen 
Sieg. 

FrEDDy TrüTSch 
freddy.truetsch@zugerzeitung.ch

Zugs Ständerat Joachim Eder nimmt 
einen neuen Anlauf. Sein Ziel: das Ge-
setz über den nationalen Finanzaus-
gleich (NFA) zu ändern. Konkret hat er 
den Bundesrat in einer Motion aufge-
fordert, dass der für den Ressourcen-
ausgleich einzubezahlende Betrag ma-
ximal 15 Prozent der im Vorjahr bei ihm 
generierten Bundessteuereinnahmen 
betragen darf. Das heisst: Eder will eine 
Obergrenze einführen. Seinen Vorstoss 
haben insgesamt 15 Ständeräte unter-
zeichnet. Und obwohl der Bundesrat 
empfahl, die Motion nicht zu überwei-
sen, wurde Eders Vorstoss an der gest-
rigen Sitzung nicht versenkt, sondern 
auf Antrag des Schwyzer Ständerats Alex 
Kuprecht an die Finanzkommission 
überwiesen. 

hoffnung für den Kanton zug
Dies war ganz im Sinne Eders, denn 

er erhofft sich davon eine vertiefte und 
vor allem «objektive Auseinanderset-
zung mit dem Begehren». Eder führt 
gegenüber unserer Zeitung noch weite-
re Gründe an: In der Finanzkommission 
könne das Anliegen ernsthaft und vor-
urteilsfrei geprüft werden. «Mein er-
fahrener Zuger Kollege Peter Bieri ist 
nicht nur Mitglied dieser Kommission, 
sondern sogar finanzpolitischer Doyen.» 
Das seien doch beste Voraussetzungen 
dafür, dass die Zuger Interessen ent-
sprechend vertreten würden.

Der NFA belaste den Kanton Zug seit 
Jahren unverhältnismässig und strapa-
ziere die Solidarität über Gebühr. «Die 
Schmerzensgrenze ist längst erreicht», 
stellt Eder fest. Deshalb müssten die 
Politiker den Druck hochhalten, vor 
allem auf den Bundesrat und gewisse 
Nehmerkantone. «Sanfte harmonische 
Töne bringen nichts», ist er überzeugt. 
Er sei nicht Mitglied des diplomatischen 
Korps, «sondern als Ständerat habe ich 
die Interessen unseres Kantons und 
dessen Bevölkerung zu vertreten», be-
tont Joachim Eder. Nehmerkantone und 
Bundesrat bewegten sich trotz der Ein-

wände der Geberkantone praktisch 
kaum.

Verstösst nFa gegen Verfassung?
Joachim Eder geht aber noch einen 

Schritt weiter. Er ist überzeugt, dass der 
NFA, so wie ihn der Bundesrat handhabt, 
die Bundesverfassung verletzt. Diese 
garantiere den Kantonen nämlich einen 
Anteil an den Bundessteuereinnahmen. 
Gleichzeitig nehme der Bund einigen 
Kantonen mit dem NFA fast alles wieder 
weg. Zum Beispiel im Kanton Zug: Der 
Kanton hat 2012 einen Anteil an den 
Bundessteuern von 284 Millionen Fran-
ken erhalten. Gleichzeitig musste Zug 
aber 278 Millionen wieder an den NFA 
abliefern. 

Das jetzige System könne dazu führen, 
«dass Kantone wegen der Überbean-
spruchung durch den NFA die Steuern 
erhöhen müssen. Genau dies droht 
beispielsweise im Kanton Schwyz (siehe 
Nachgefragt mit Ueli Maurer). Und dies 
führe wiederum dazu, dass die Steuer-
belastung in diesen Kantonen höher zu 
liegen käme als in Nehmerkantonen. 

zug lobbyiert hinter den Kulissen
Joachim Eder weiss, dass hinter den 

Kulissen bezüglich NFA einiges läuft. Er 
macht seine Beobachtungen an der 
Konferenz der Kantone (KdK). Die Kon-
ferenz plant eine neue Regelung, wo-
nach Minderheitsanträge dann in die 
Stellungnahmen aufgenommen werden, 
wenn sie von mindestens acht Kantonen 
unterstützt werden. Die Zuger Regierung 
hat sich laut Eder aber dafür eingesetzt, 
dass die Hürde auf fünf Kantone gesenkt 
wird. Das wäre gerade bei Fragen rund 
um den NFA von zentraler Bedeutung, 
weil dort eine kleine Minderheit von 
Geberkantonen einer grossen Mehrheit 
von Empfängern gegenübersteht. Mit 
der Acht-Kantone-Regelung werde «die 
Hürde für die Berücksichtigung von 
Minderheitsanträgen unnötig erhöht», 
sagt Joachim Eder. Allein schon diese 
Auseinandersetzung zeige, «dass der 
Kampf zwischen Nehmer- und Geber-
kantonen in vollem Gange ist und auch 
im Parlament hart wird».

«Der Kampf zwischen 
nehmer- und 

geberkantonen  
ist in vollem gange.»

JOAchim EDEr, 
ZuGEr STäNDErAT 

Der Zuger Ständerat Joachim Eder (FDP, rechts) und sein Schwyzer Amtskollege Peter Föhn 
(SVP) gestern im Parlament. Beide Kantone leiden unter den Zahlungen an den NFA.

Keystone/Gian Ehrenzeller

Finanzausgleich: Was 
wird sich ändern?

adm. Neben Zug gehört auch Schwyz 
zu den Nettozahlern in den Finanzaus-
gleich (NFA). Gleichzeitig verschlechtert 
sich die finanzielle Situation des Kan-
tons zusehends. Nun droht eine Steuer-
erhöhung. Was sagt der Bundesrat zu 
den zunehmenden Klagen aus den 
Zahlerkantonen? Wir haben mit SVP-
Bundesrat Ueli Maurer gesprochen.

Der Finanzausgleich kostet den Kan-
ton Schwyz bald mehr als 160 Mil-
lionen. Was sagen Sie dazu?

Ueli Maurer: Es gibt ja nicht nur den 
Kanton Schwyz, der als Geberkanton in 
den Finanzausgleich einbezahlen muss. 
Aber ich denke schon, dass das Einver-
nehmen aus dem Gleichgewicht zu 
geraten droht, wenn die Entwicklung 
zwischen den Nehmer- und Geberkan-
tonen so weitergeht.

Aber ändern wird über kurz oder 
lang nichts?

Maurer: Die Grundlage ist ein demo-
kratisch beschlossenes Gesetz.

Ist die NFA-Situation im Bundesrat 
zurzeit ein Thema?

Maurer: Nein, das ist sie nicht.

Weshalb?
Maurer: Es sind, wie gesagt, auch an-
dere Kantone betroffen. Im Kanton 
Schwyz hat sich die Lage einfach schnel-
ler und stärker zugespitzt als anderswo. 
Die Nehmerkantone sind mit der Situ-
ation dagegen zufrieden.

Dann finden Sie es als SVP-Bundes-
rat in Ordnung, wenn der Kanton 
Schwyz nun seine Steuern erhöhen 
muss?

Maurer: Es ist ja nicht der Bund, der 
das vorschreibt, sondern die Bürgerin-
nen und Bürger im Kanton Schwyz 
haben das zu entscheiden. Wenn der 
Kanton Schwyz nicht mehr in der Lage 
ist, alle Aufgaben wahrzunehmen, die 
er seinen Einwohnern bereitstellen will 
– inklusive die Abgaben für den Finanz-
ausgleich –, dann braucht es Steuer-
erhöhungen.

ueli Maurer, 
Bundesrat

NAchGEFrAGT

Freispruch für Messerstecher 
schwyz «ich stand Todes­
ängste aus», sagte gestern ein 
54­Jähriger vor Gericht. Dieses 
glaubte ihm und sprach ihn 
frei – obwohl er den Ehemann 
seiner Ex­Geliebten getötet hat.

Die Tat hatte sich in der Nacht auf 
den 19. März 2011 in Seewen ereignet: 
Ein Mann lauerte dem Ex-Geliebten 
seiner Ehefrau vor dessen Wohnhaus 
auf. Als dieser um etwa 23.30 Uhr 
heimkehrte, kam es zur Konfrontation. 
Weil der betrogene Ehemann den Ex-
Geliebten zuvor mehrmals telefonisch 
bedroht hatte und als aggressiv galt, 
wappnete sich dieser mit einem Rescue-
Tool, das er von seiner Ex-Geliebten 
geschenkt erhalten hatte und im Auto 
aufbewahrte. «Das Messer habe ich im 
Affekt genommen und geöffnet, um 
mich zu verteidigen. Ich wollte eigent-
lich mit ihm reden. Ich stand Todes-
ängste aus», sagte der Mann vor Ge-
richt. 

«Mach kei seich, ich han es Messer»
Bevor es zur Rauferei kam, sagte der 

Beschuldigte seinem Angreifer: «Mach 
kei Seich, ich han es Messer.» Ungeach-
tet dessen stürzte sich das spätere Op-
fer auf den Beschuldigten, der den 
unbewaffneten Angreifenden bloss vier- 
bis sechsmal mit beiden Händen zurück-
gestossen haben will. Dabei kam es aber 

offenbar auch zu zwei 6 bis 8 Zenti-
meter langen Messerstichen im Bauch 
des Opfers. Plötzlich wandte sich das 
Opfer ab, stieg in sein Auto und fuhr 
davon. Nach kurzer Fahrt prallte der 
Mann aber in eine Mauer. Er wurde ins 
Spital Schwyz gebracht, wo er zuerst 
notoperiert wurde. Stunden später starb 
er in einem Spital in Zürich. Er war an 
den Folgen der Stichverletzungen ver-
blutet.

«ein Faustschlag hätte genügt»
Staatsanwältin Alexandra Haag warf 

dem Mann vor, er habe sich auf einen 
Angriff des betrogenen Ehemannes 
vorbereitet und habe sich deshalb mit 
einem Messer dafür gewappnet. Die 9 
Zentimeter lange und 2 Zentimeter 
breite Klinge habe er aufgeklappt, be-
vor er angegriffen worden sei. Zudem 
habe er damit seinen Angreifer provo-
ziert. «Wo ein Faustschlag genügt, ist 
der Gebrauch einer Waffe nicht statt-
haft», sagte die Staatsanwältin.

Als ehemaliger Schwinger hätte der 
Beschuldigte ausserdem keine Angst 
haben sollen, seinem etwa gleich kräf-
tigen Kontrahenten unterlegen zu sein. 
Der Beschuldigte habe die Grenzen der 
Notwehr überschritten. Zudem hatte 
der Sachverständige des Rechtsmedi-
zinischen Instituts der Universität Zü-
rich festgestellt, dass die Stichverlet-
zungen durch ein heftiges Zustossen 
zugefügt worden seien. Ein blosses 
Hinhalten des Messers hätte nicht solch 
schwere Verletzungen verursachen 
können.

Für Verteidiger Roberto A. Keller 
hingegen, der für seinen bisher un-
bescholtenen Mandanten einen Frei-
spruch forderte, war klar: Das Opfer 
war der Angreifer, sein Mandant habe 
bloss reagiert. Im Tumult sei es dann 
leider passiert.

 «Mein Mandant war aufgrund der 
erlittenen Morddrohungen – die letzten 
waren erst zwei Tage vor der Tat aus-
gesprochen worden – in Panik geraten.» 
Zudem habe dem Beschuldigten das 
Motiv für eine vorsätzliche Tat gefehlt. 
Die Ex-Geliebte habe ja bereits wieder 
einen neuen Freund gehabt. Dem Ehe-
mann wäre er viel lieber aus dem Weg 
gegangen. «Mein Mandant war bloss 
ein armer Kerl, der sich in einer Situ-
ation befand, die ihn überforderte», so 
der Verteidiger.

notwehr-exzess entschuldbar
Das Schwyzer Strafgericht kam zum 

Schluss, dass es sich zwar um einen 
Notwehr-Exzess handelte, die Notwehr 
also nicht angemessen war. Trotzdem 
nahm das Strafgericht dem Beschul-
digten ab, dass er sich nach all den 
mehrmals erlittenen Morddrohungen 
und aufgrund des nachgewiesenen 
Aggressionspotenzials des Opfers in 
«einer entschuldbaren Erregung und 
Bestürzung» befand und Todesangst 
hatte. Deshalb erfolgte auch der Frei-
spruch. 

Das Urteil des Strafgerichts ist noch 
nicht rechtskräftig.

ruGGErO VErcEllONE
zentralschweiz@luzernerzeitung.ch

Initiative gegen 
neue Axentunnel 
Kanton schwyz adm. Die kur-
venreiche Axenstrasse, die den Kan-
ton Schwyz mit Uri verbindet, soll 
neu gebaut werden. Konkret sind bis 
2025 zwei Tunnel geplant, die unter 
anderem auch das Dorf Sisikon um-
fahren sollen. Die Kosten für dieses 
Grossprojekt werden auf rund 1,2 
Milliarden Franken veranschlagt. 
Doch jetzt regt sich Widerstand gegen 
das Bundesprojekt. «Dieses hat ein 
riesiges Demokratiedefizit», sagt Toni 
Reichmuth, Präsident der Grünen 
Partei des Kantons Schwyz. Er will 
das Ausbauprojekt am Axen stoppen. 
Noch vor den Sommerferien soll das 
«Komitee für eine Mitsprache des 
Schwyzer Volkes beim Bau von Na-
tionalstrassen am Axen» (MSA) aus 
der Taufe gehoben werden. 

zu teuer, zu wenig wirksam
Dann wird, quasi im letzten Mo-

ment, eine Volksinitiative lanciert. 
Der Bund will nämlich die öffentliche 
Planauflage bereits im kommenden 
September starten. Für Reichmuth 
aber ist der Fall klar: «Das Volk muss 
am Schluss Ja oder Nein sagen kön-
nen.» Immerhin gehe es um viel Geld, 
auch um Kantonsgeld. Das Projekt 
sei zu teuer, zudem werde die Sicher-
heit mit den neuen Tunnel kaum 
erhöht – denn dort soll wie auf der 
heutigen Axenstrasse Gegenverkehr 
herrschen. Und auch aus Kapazitäts-
gründen sei das Projekt nicht zwin-
gend notwendig.

Uri: Rollstuhl 
im Fluss entdeckt
VerMisstenFall red. Am Montag 
ist in Attinghausen UR ein 81-jähriger 
Mann verschwunden. Wie die Kan-
tonspolizei Uri gestern mitteilte, wur-
de mittlerweile der motorisierte, rote 
Rollstuhl des Mannes in der Reuss 
bei Attinghausen gefunden. Sechs 
Polizeitauchern der Kantonspolizei 
Schwyz gelang es, mit Hilfe eines 
Krans den Rollstuhl zu bergen. Vom 
Vermissten fehlt hingegen weiter jede 
Spur. Für die Suche wurde ein Heli-
kopter der Schweizer Armee einge-
setzt. Es wird angenommen, dass der 
Mann in die Reuss gefallen ist und 
von der Strömung Richtung Urnersee 
mitgerissen wurde.

Hohe Geldstrafe 
für Pädophilen 
Kanton uri red. Ein 46-jähriger 
Deutscher ist gestern vom Landge-
richt Uri wegen Kinderpornografie 
verurteilt worden. Der Mann hat in 
seiner Wohnung in Altdorf 27 000 
Dateien mit kinderpornografischem 
Inhalt gespeichert. Der Verurteilte 
erhält eine Geldstrafe und muss Ge-
bühren und Gerichtskosten über-
nehmen. Insgesamt muss er rund 
60 000 Franken bezahlen.


